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1. Allgemeine Sachen, die Zölle und Verbrauchsabgaben 
gemeinſchaſtlich betreffen 


Betrifft: V6 (1, 2): Verſchärfung des Reichsmarknoten⸗ und | für Neiſezwecke, d. h. zur Beſtreitung von Fahrt-, Hotel ⸗ und 
Scheidemünzeneinfuhrverbots. Verpflegungskoſten in Deutſchland ſowie für ſonſtig Ausgaben 
も 5 5 8 EE des perſönlichen Reiſebedarfs einbringen. Ausländer, die als 
Reſchsſtele für n n = Beſatzungsmitglieder von Schiffen im Binnenſchiffahrts 
Rundeilaß Nr. — vom 23. ber 193 verkehr einreiſen, dürfen inländiſche Scheidemünzen nur bie 
Runderlaß9 TS6/86 Dat bene zum Betrage von 10.2.4 einbringen. Im Verkehr zwiſchen 
Durch die Neufaſſung von Ri. II 83 hat das Neichsmark⸗ benachbarten Grenzgebieten dürfen eingebrachte Scheide 
noten- und Scheidemünzeneinfuhrverbot eine Verſchärfung münzenbeträge — nur zur Verwendung für Retſezwecke, 
erfahren. Der völlige Ausſchluß der Einbringung von Reichs⸗ ſondern auch zur Verwendung für ſonſtige Zahlungen im 
marknoten im Reiſeverkehr und die für In⸗ und Ausländer kleinen Grenzverkehr eingebracht werden. 
verſchieden weitgehende Beſchränkung der N Die von Ausländern eingebrachten inländiſchen Scheide, 
e i St. münzen können bis zum zugelaſſenen Höchſibetrag von 30 AM 
fuhr machen eine Anderung des Runderlaſſes 155 24/36 Ue. St. in die Grenzbeſcheinigung aufgenommen werden. Die Be⸗ 
Abſchn. I notwendig. Gleichzeitig war Vorſorge zu treffen = 3 239/35 D. St. . 
= bie an RG 159 1115 Ausland e ſtimmungen teet Nr i085 Le St AT VIII werden 
ländiſchen Scheidemünzen von dem Überbringer bei der Rück. demnäachſt entſprechend geändert werden. 
reiſe wieder eingebracht werden können. Im Zuſammenhang 
hiermit war die Umwechſlung von inländiſchen Scheidemünzen b) Inländer dürfen inländische Scheidemünzen ohne 
im Ausland und deren Rückſendung zur Gutſchrift auf freiem Genehmigung im allgemeinen nur bis zum Betrage von 
Reichsmarkkonto auf eine neue Grundlage zu ftellen. Unter 10.2.4 einbringen. Inländiſche Reiſende dürfen darüber 


74/36 D. St. 『 “binausgehende Beträge ohne Genehmigung einbringen 
Aufhebung des Net Nr. 24/30. ine ge, ordne ich deshalb mit wenn ſie den Nachweis erbringen, daß der Scheidemünzen⸗ 
Wirkung vom 1. Januar 1937 folgendes an: betrag von ihnen im Rahmen der deutſchen Deviſenbeſtim⸗ 


mungen ins Ausland überbracht worden iſt. Für die Uber⸗ 
5 j r bringung von inländiſchen Scheidemünzen ins Ausland 
1 Keichsmarknoten⸗ und Scheidemünzeneinfuhr- über den Betrag von 10 み hinaus kommen folgende Mög- 
verbot lichkeiten in Betracht: 
人 = NO von daß ee e 1. Einzelgenehmigungen für Geſchaftsreiſen, 
ohne Genehmigung iſt gänzlich ausgeſchloſſen. ei der Ein⸗ e っ 
bringung von inländiſchen Scheidemünzen iſt nach In- und 2. Verl g 
Ausländern zu trennen (vgl. hierzu Ri. II 83): 3. Geſchäftsreiſebeſcheinigungen (früher vielfach Grenz- 
a) Ausländer dürfen inländische Scheidemunzen ohne übertrittsbeſcheinigungen genannt), 
Genehmigung bis zum Betrage von 30 AM zur Verwendung 4. Dienſtreiſebeſcheinigungen. 
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Die genannten Genehmigungen und Beſcheinigungen 
ſehen die Überbringung eines Betrages bis zu 50. %, in 
inländiſchen Scheidemünzen vor, wobei der zur Ausfuhr 
zugelaſſene Betrag im Einzelfalle jeweils beſonders feſt⸗ 
geſetzt wird. An Stelle der Aberbringung inländiſcher Scheide⸗ 
münzen ins Ausland iſt im Regelfalle auch der Erwerb und 
die Überbringung ausländiſcher Geldſorten zugelaſſen. Um 
inländiſche Scheidemünzen im Betrage von mehr als 10 RM 
bei der Rückreiſe nach Deutſchland ohne Genehmigung ein⸗ 
bringen zu dürfen, hat der inländiſche Reiſende alſo den 
Nachweis zu erbringen, daß er bei der Ausreiſe aus ODeutſch⸗ 
land im Beſitz einer der genannten Genehmigungen oder 
Beſcheinigungen war, die ihn zur Ausfuhr eines entſprechenden 
Betrages in inländiſchen Scheidemünzen berechtigte, ferner 
daß er auch tatſächlich einen entſprechenden Scheidemünzen⸗ 
betrag und nicht etwa an deſſen Stelle ausländiſche Geldſorten 
ausgeführt hat. Um den inländiſchen Reiſenden dieſen Nach⸗ 
weis zu ermöglichen, ordne ich folgendes an: 

Der oben unter Ziffer 1 genannten Einzelgenehmigung 
für Geſchäftsreiſen iſt ein Ausweis beizugeben, der dem aus 
der Anlage erſichtlichen Muſter entſpricht. Eine entſprechende 


Ä m 179/36 Past. 5 lte ich mir v 
Anderung des Rderl. Nr.— — Fel St. ehalte ich mir vor. 


Die Stellen, denen die Ausſtellung der unter Ziffer 2 bis 4 ge⸗ 
nannten Beſcheinigungen obliegt, haben dieſen Beſcheinigungen 
entſprechende Ausweiſe beizugeben. Nähere Anweiſungen 
hierüber behalte ich mir gleichfalls vor. Die Deviſenſtelle 
füllt den Teil I des Ausweiſes aus. Bei den Beſcheinigungen 
zu Ziffer 2 bis 4 füllen die mit der Ausſtellung der Beſcheini⸗ 
gungen betrauten Stellen den Teil J aus. Der inländiſche 
Reiſende hat vor dem Grenzübertritt im Teil II des Ausweiſes 
den mitgeführten Scheidemünzenbetrag einzutragen. Er kann 
auf einen vollen Markbetrag nach oben abgerundet werden. 
Beträge bis zu 10. die auf Grund der Freigrenze von 
10.34 je Perſon und Kalendermonat ($ 28 Abſ. 1 DevGel.) 
ins Ausland überbracht werden, find nicht einzutragen. Fur 
deren Wiedereinfuhr bedarf es eines Ausweiſes nicht. Die 
Genehmigung oder Beſcheinigung iſt nebſt Ausweis dem Zoll⸗ 
beamten bei der Ausreiſe vorzulegen. Der Zollbeamte be 
ſtätigt die Ausfuhr des Scheidemünzenbetrages durch Stempel⸗ 
beidruck auf dem Ausweis, den er dem Reiſenden beläßt, 
während er die Genehmigung oder Beſcheinigung ſelbſt 
zurückbehält. Die Zollſtelle überſendet die Genehmigungen 
und Beſcheinigungen an die für ihren Bezirk zuständige 
Deviſenſtelle. Dieſe ſendet fie an die für die ausſtellende Stelle 
zuſtändige Devifenftelle weiter. Die Deviſenbank oder Wechſel⸗ 
ſtube, die auf Grund der Genehmigung oder Beſcheinigung 
ausländiſche Geldſorten zur Mitnahme an Stelle von inlän⸗ 
diſchen Scheidemünzen abgibt, hat dies unter Angabe des 
Betrages in deutſcher und ausländiſcher Währung an der 
hierfür vorgeſehenen Stelle des Ausweiſes zu vermerken. Hier⸗ 
durch ſoll feſtgelegt werden, daß der inländiſche Reiſende in 
Höhe des umgewechſelten Betrages nicht mehr berechtigt iſt, 
inländiſche Scheidemünzen ins Ausland zu überbringen und 
dementſprechend in dieſer Höhe auch die Berechtigung ver⸗ 
loren hat, inländiſche Scheidemünzen bei der Rückreiſe wieder 
einzuführen. Bei der Wiedereinreiſe nach Deutſchland darf 
der inländiſche Reiſende über den allgemein zugelaſſenen 
Betrag von 10% hinaus den in Teil II des Ausweiſes ein⸗ 
getragenen Scheidemünzenbetrag ohne Genehmigung wieder 
einbringen, wenn er den ordnungsmäßig ausgefüllten und 
abgeſtempelten Ausweis vorlegt. 


2. Nach Ri. II 43 Abſ. 2 kann Kreditinſtituten und Reiſe⸗ 
büros im Ausland die Möglichkeit eröffnet werden, inländiſche 
Scheidemünzen, die inländiſche Reiſende bei ihnen haben 
umwechſeln laſſen, an ein inländiſches Kreditinſtitut (nicht 
auch Poſtſcheckamt) zur Gutſchrift auf einem freien Reichs⸗ 
markkonto einzuſenden. Das Kreditinſtitut oder Reiſebüro 
im Ausland hat den Nachweis zu führen, daß es ſich um 
Scheidemünzen handelt, die von den inländiſchen Reiſenden 
auf Grund der in Ziffer] genannten Genehmigungen oder 


Beſcheinigungen ins Ausland überbracht worden ſind. Ent⸗ 
ſprechend dem Höchſtbetrage dieſer Genehmigungen und 
Beſcheinigungen kommen nur Umwechſlungen bis zu 50 
im Einzelfalle in Betracht. 

a) Der geforderte Nachweis kann nur durch eine Um- 
wechflungserklärung auf dem in Ziffer genannten Aus- 
weis (vgl. Teil III der Anlage) geführt werden. Die Um- 
wechſlungserklärung muß von dem inländiſchen Reiſenden, 
der die Scheidemünzen hat umwechſeln laſſen, unterſchrieben 
ſein. Das Kreditinſtitut oder Reiſebüro im Ausland muß 
ſich den Reiſepaß des inländiſchen Reiſenden vorlegen laſſen 
und deſſen Nummer und Ausſtellungsſtelle auf der Um- 
wechſlungserklärung vermerken. Die Erteilung der Genehmi- 
gung zur Gutſchrift der eingeſandten Scheidemünzen auf 
freiem Reichsmarkkonto ſetzt voraus, daß die Kreditinſtitute 
und Reiſebüros im Ausland den inländiſchen Reiſenden bei 
der Umwechflung der Scheidemünzen den jeweils amtlichen 
Kurs für freie Reichsmark unter Abzug einer angemeſſenen 
Proviſion in Anrechnung bringen. Der in Anrechnung ge- 
brachte Kurs muß auf der Umwechſlungserklärung vermerkt 
werden. 


Der deutſche Reiſende kann von der Möglichkeit, die mit⸗ 
geführten inländiſchen Scheidemünzen im Ausland zum 
amtlichen Kurs umwechſeln zu laſſen, nur Gebrauch machen, 
wenn er auf einmal ſo viel inländiſche Scheidemünzen um⸗ 
wechſeln läßt, daß ihm bei der Rückreiſe nach Deutſchland ins⸗ 
geſamt nicht mehr als 10% verbleiben. Denn er muß, um 
den amtlichen Kurs in Anrechnung gebracht zu erhalten, dieſen 
Ausweis an das ausländiſche Kreditinſtitut oder Reiſebüro 
aushändigen und verliert ſomit die Möglichkeit, inländiſche 
Scheidemünzen über 10.24 nach Deutſchland einzubringen. 
Da nach den Deviſenbeſtimmungen verſchiedener ausländiſcher 
Staaten vielfach nur geringe Freigrenzenbeträge ohne Geneh- 
migung der zuſtändigen Deviſenbehörden ausgeführt werden 
können und von Reifenden eingebrachte Beträge vielfach nur 
in derſelben Währung wieder ausgeführt werden können, hat 
der Reiſende auch hierauf Bedacht zu nehmen. Die Möglich- 
keit einer Teilumwechſlung zum amtlichen Kurs unter Abgabe 
von Teilumwechſlungserklärungen beſteht nicht. 


b) Um im Intereſſe der inländiſchen Reiſenden die Rüd- 
ſendung der im Ausland umgewechſelten Scheidemünzen 
zur Gutſchrift auf freiem Neichsmarkkonto zu fördern, kann 
die Genehmigung ſtatt für den Einzelfall auch in allgemeiner 
Form erteilt werden, indem etwa dem Kreditinſtitut oder 
Reiſebüro im Ausland allgemein die Genehmigung zur freien 
Verfügung über Guthaben bei einem inländiſchen Kredit⸗ 
inſtitut erteilt wird, die durch Einſendung inländiſcher Scheide⸗ 
münzen aus dem Ausland unter Beifügung ordnungsmäßiger 
Ausweiſe mit Umwechſlungserklärungen entſtehen. Da hier 
die Prüfung der eingehenden Ausweiſe in erſter Linie dem 
inländiſchen Kreditinſtitut zufällt, muß dieſes die Gewähr für 
eine ſachgemäße Kontrolle bieten. In allgemeiner Form 
erteilte Genehmigungen ſind durch eine dem tatſächlichen 
Bedürfnis angepaßte, gegebenenfalls zu erhöhende Hochſt⸗ 
grenze für beſtimmte Seitabſchnitte zu begrenzen. In den 
Genehmigungsbeſcheiden iſt zum Ausdruck zu bringen, daß die 
Genehmigungen bei feſtgeſtellten Unregelmäßigkeiten wider⸗ 
rufen würden. 

Die inländiſchen Kreditinſtitute haben bis zum 6. jeden 
Monats an die Deviſenſtelle zu melden, über welchen Geſamt⸗ 
betrag im Vormonat Gutſchriften auf freiem Reichs markkonto 
nach Ri. II 43 Abſ. 2 erfolgt find. Die Deviſenſtellen haben 
mir bis zum 15. jeden Monats Zufammenftellungen hierüber 
vorzulegen und dabei die Kreditinſtitute und Reiſebüros im 
Ausland zu bezeichnen, denen im Vormonat erſtmalig ent⸗ 
ſprechende Genehmigungen erteilt worden ſind. Fehlanzeige 
iſt nicht erforderlich. 

e) um Schwierigkeiten bei der Einſendung von inländiſchen 
Scheidemünzen ins Inland zur Gutſchrift auf freiem Reichs ⸗ 
markkonto zu vermeiden, iſt entweder die erforderliche Einfuhr 
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genehmigung zu erteilen oder den Kreditinſtituten und Reiſe⸗ 
büros im Ausland aufzugeben, folgenden Weg zu beſchreiten: 
Die inländiſchen Scheidemünzen werden zunächſt entſprechend 
der Vorſchrift des §1 der Fünften Durchführungs verordnung 
in Verbindung mit S1 Abſ. 1 Satz 2 der Dritten Durchfüh⸗ 
rungsverordnung an ein inländiſches Kreditinſtitut mit der 
Weiſung eingefandt, fie auf einem Sperrkonto gutzuſchreiben 
alsdann erſt werden die eingeſandten inländiſchen Scheide⸗ 
münzen auf Grund einer bereits erteilten oder noch zu erteilen ⸗ 
den Genehmigung nach § 16 Dev. Geſ. zur freien Verfügung 
des Kontoinhabers auf ein freies Reichsmarkkonto umgebucht. 
Die Exteilung einer Einſendungsgenehmigung erübrigt ſich 
im letzteren Falle. Jedoch muß ſich zur Vermeidung von 
Schwierigkeiten bei der Eingangskontrolle die in Rede ſtehende 
Weiſung aus einem der Scheidemünzenſendung beigefügten 
Schriftſtück ergeben. 


d) Für inländiſche Scheidemünzen, die im Rahmen der 
Freigrenze oder auf Grund der Beſtimmungen des Rderl. 
175/36 D. St. 
. 83/36 Te. St. 
ins Ausland überbracht werden, kommt die Einſendung 
zur Gutſchrift auf freiem Reichsmarkkonto nicht in Betracht. 
Die ſo ins Ausland überbrachten inländiſchen Scheidemünzen 
können auf Grund der Ausnahmen von dem Scheidemünzen⸗ 
einfuhrverbot in Ri II 83 (pal. oben Ziffer 1) wieder ins 
Inland zurückgelangen. Scheidemünzen, die nach Rderl. 
5 224/35 PD. St. 
A MB 
41/36 D.St. 
we 


TT, 
U 


über Erleichterungen im Grenzverkehr 


im Binnenſchiffahrtsverkehr oder nach Rderl. 


ie Abſchnitt V im Küſtenſchiffahrtsverkehr ins 
Ausland überbracht worden ſind, konnen ebenfalls nicht auf 
freiem Reichsmarkkonto gutgeſchrieben werden, da es ſich hier 
im weſentlichen um eine Durchfuhr im Zwiſchenauslands⸗ 


verkehr handelt. 


3. Genehmigungen nach § 1 Abs. 1 der Dritten Durch⸗ 
führungsverordnung und $1 der Fünften Durchführungs⸗ 
verordnung in Verbindung mit der genannten Vorſchrift zur 
Einbringung oder Einſendung von Reichsmarknoten oder in⸗ 
ländiſchen Scheidemünzen ſind grundſätzlich nicht zu erteilen 
(vgl. jedoch vorſtehende Ziff. 2 dieſes Abschnitts). 


4. Infolge der Vorſchrift des § 1 Abſ. 2 der Dritten Durch⸗ 
führungsverordnung und des $ 1 der Fünften Durchführungs⸗ 
verordnung in Verbindung mit der genannten Vorſchrift 
finden auf Zuwiderhandlungen gegen das Verbot des §1 
Abſ. 1 der Dritten Durchführungsverordnung und des 81 
der Fünften Durchführungsverordnung in Verbindung mit 
dieſer Vorſchrift die Verfahrensvorſchriften des Vereinszoll⸗ 
geſetzes Anwendung. Mit Zuwiderhandlungen gegen die letzt⸗ 
genannten Vorſchriften werden die Deviſenſtellen in der Regel 
nicht befaßt werden, da die Einhaltung des Verbots der Reichs⸗ 
marfnoten- und Scheidemünzeneinfuhr durch die Grenzzoll⸗ 
behörden überwacht wird und für die Einziehung im objektiven 
Verfahren ſowie für das Unterwerfungsverfahren die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Hauptzollamtes begründet ift (vgl. 85 Abſ. 2 
der Dritten Durchführungsverordnung und $ 1 der Fünften 
Durchführungsverordnung in Verbindung mit dieſer Vor⸗ 
schrift). Insbeſondere find die Deviſenſtellen nicht zuſtändig 
zur Entscheidung über Anträge, die bei der Eingangskontrolle 
angehaltene Reichsmarknoten und inländiſche Scheidemünzen 
betreffen; die Antragſteller ſind entweder an das zuſtändige 
Hauptzollamt oder, wenn die angehaltenen Reichsmarknoten 
oder inländiſchen Scheidemünzen bei der Deutſchen Gold. 
diskontbank eingezahlt worden ſind, an dieſe zu verweiſen. 


5. Die Deutſche Golddiskontbank (vgl. Ri. II 82) wird mit 
den bei ihr nach § 1 Abſ. 3 der Dritten Durchführungsverord⸗ 
nung und $ 1 der Fünften Durchführungsverordnung in Ver⸗ 
bindung mit der genannten Vorſchrift auf Hinterlegungskonto 


eingezahlten Reichs marknoten und inländiſchen Scheidemünzen 
in derſelben Weiſe verfahren wie die Deviſenſtellen nach Ab⸗ 
ſchnitt II Ziffer 5 dieſes Runderlaſſes. Bis zum Ablauf der 
dem Einſender oder Einbringer zur Ausübung feines Wahl⸗ 
rechts geſetzten Friſt werden die Reichsmarknoten oder in⸗ 
ländiſchen Scheidemünzen auf einem vorläufigen Hinter⸗ 
legungskonto gutgeſchrieben werden. 


6. Die bisher ſchon nach § 16b Devceſ. beſtehende Mög⸗ 
lichkeit, aus dem Ausland eingeſandte Reichsmarknoten und 
inländiſche Scheidemünzen einem Sperrkonto für den Einſender 
gutzuſchreiben, wird durch die Vorſchrift des §1 Abſ. 1 Satz 2 
der Dritten Durchführungsverordnung in Verbindung mit der 
genannten Vorſchrift aufrechterhalten. Die Gutſchrift erfolgt 
auf Sortenſperrkonto (vgl. Abſchnitt II Ziffer 7 dieſes Rund⸗ 
erlaſſes). 


II. Reichsmarknoten- und Scheibemünzenannahme— 
verbot 


1. Das Annahmeverbot iſt insbeſondere für die deutſchen 
Ausfuhrfirmen, Spediteure und andere am zwifchenftaatlichen 
Waren- und Dienſtleiſtungsverkehr beteiligten Firmen und 
Perſonen von Bedeutung, denen bis zum Erlaß des Reichs⸗ 
marknoteneinfuhrverbots in erheblichem Umfange Reichsmark⸗ 
noten und ſeitdem in ſteigendem Maße inländiſche Scheide⸗ 
münzen zur Bezahlung ihrer Forderungen aus dem Ausland 
zugingen. Das Annahmeverbot greift auch ein, wenn ein 
Kreditinſtitut oder eine andere an der Vermittlung von Zahlun⸗ 
gen beteiligte Stelle Reichsmarknoten oder inländiſche Scheide⸗ 
münzen mit dem Auftrag erhält, daraus beſtimmte Zahlungen 
im Inlande zu leiſten. 


2. Das in § 2 Abf. der Dritten Durchführungsverordnung 
und in § 1 der Fünften Durchführungsverordnung in Ver⸗ 
bindung mit der genannten Vorſchrift zunächſt für eingeſandte 
Reichsmarknoten und inländiſche Scheidemünzen aufgeſtellte 
Annahmeverbot iſt in § 2 Abſ. 3 der Dritten Durchführungs⸗ 
verordnung und § 1 der Fünften Durchführungsverordnung 
in Verbindung mit dieſer Vorſchrift nur für den Fall auf ein⸗ 
gebrachte Reichsmarknoten und inländiſche Scheidemünzen 
erſtreckt, daß der Empfänger der Noten oder Scheidemünzen 
weiß oder den Umftänden nach annehmen muß, daß die Noten 
oder Scheidemünzen aus dem Ausland eingebracht worden 
ſind. Hierdurch foll im Intereſſe eines reibungsloſen Zahlungs- 
verkehrs mit Ausländern im Inland, insbeſondere im Reiſe⸗ 
verkehr, klargeſtellt werden, daß den Empfänger der Noten oder 
Scheidemünzen nicht die vielfach praktiſch unerfüllbare Ver⸗ 
pflichtung trifft, die Herkunft der Noten oder Scheidemünzen 
nachzuprüfen. Insbeſondere darf in der Regel davon ausge⸗ 
gangen werden, daß Ausländer im Inland Ausgaben für 
Reiſezwecke mit Reichsmark aus Regiſterguthaben, Sperrgut⸗ 
haben oder Sonderkonten beſtreiten; nur wenn beſondere 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß die zur Zahlung verwand⸗ 
ten deutſchen Geldſorten (über den zur Einbringung im Neiſe⸗ 
verkehr zugelaſſenen Betrag von 30 RA in Scheidemünzen 
hinaus) aus dem Ausland eingebracht worden ſind, iſt die An⸗ 
nahme der Geldſorten abzulehnen. Wenn ein Ausländer im 
Inland Zahlungen leiſtet, die nicht mit dem Reiſeverkehr im 
Zuſammenhang ſtehen, wird im allgemeinen ein ſtrengerer 
Maßſtab anzulegen fein. Zumal bei größeren Beträgen wird 
regelmäßig eine Frage nach der Herkunft der Noten oder 
Scheidemünzen am Platze ſein. 


Nach S 2 Abſ. 3 der Dritten Durchführungsverordnung und 
$ 1 der Fünften Durchführungsverordnung in Verbindung mit 
dieſer Vorſchrift greift das Annahmeverbot auch ein, wenn der 
erſte Empfänger der Noten oder Scheidemünzen im Auftrage 
des Einbringers im Inland eine Zahlung leiftet. Das gilt nicht 
nur dann, wenn die Geldſorten effektiv weitergegeben werden, 
ſondern auch für den Fall, daß die Zahlung im Wege bargeld⸗ 
loſer Überweiſung erfolgt. Vorausſetzung ift jedoch, daß die 
zweite Perſon, an die im Auftrag des Einbringers eine Zahlung 
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aeletftet wird, weiß oder den Umſtänden nach annehmen muß, 
daß die dem Erſtempfänger ausgehändigten Reichsmarknoten 
oder inländiſchen Scheidemünzen dem Einfuhrverbot zuwider 
aus dem Ausland eingebracht worden ſind. Als Erſtempfänger 
kommen u. a. auch Poſtanſtalten des deutſchen Grenzgebiets 
in Betracht. Wenn ein Inländer von einem Ausländer eine 
Poſtanweiſung empfängt, die bei einer Poſtanſtalt des deutſchen 
Grenzgebiets aufgegeben worden iſt, liegt regelmäßig die An⸗ 
nahme nahe, daß die zur Einzahlung bei der Poſtanſtalt ver- 
wandten deutſchen Geldſorten dem Einfuhrverbot zuwider aus 
dem Ausland eingebracht worden ſind, ſo daß hier regelmäßig 
eine Zurückweiſung der Zahlung am Platze erſcheint. 


3. Genehmigungen nach 82 Abſ. 1 und 3 der Dritten Durch⸗ 
führungsverordnung und $1 der Fünften Durchführungs⸗ 
verordnung in Verbindung mit den genannten Vorſchriften zur 
Annahme von aus dem Ausland eingeführten Reichsmark⸗ 
noten oder inländiſchen Scheidemünzen ſind grundſätzlich nicht 
zu erteilen. 


4. Für die Annahme von Reichs marknoten oder inländiſchen 
Scheidemünzen, die aus dem Ausland mit der Weiſung ein⸗ 
geſandt worden ſind, ſie zugunſten eines Ausländers auf einem 
Sperrkonto gutzuſchreiben (81 Abs.! Satz 2 der Dritten 
Durchführungsverordnung und 81 der Fünften Durch⸗ 
führungsverordnung in Verbindung mit der genannten Vor⸗ 
ſchrift), bedarf das inländiſche Kreditinſtitut keiner Genehmi⸗ 
gung, da die Noten oder Scheidemünzen nicht der Vorſchrift 
des §1 Abſ. 1 Satz 1 der Dritten Durchführungsverordnung 
oder des S 1 der Fünften Durchführungsverordnung in Ver⸗ 
bindung mit der genannten Vorſchrift zuwider eingeſandt 
worden ſind. 


5. Erſtattet der Empfänger der Noten oder Scheidemünzen 
oder derjenige, an den dieſer im Auftrag des Einbringers eine 
Zahlung geleiſtet hat, eine Anzeige nach § 2 Abſ. 2 der Dritten 
Durchführungsverordnung oder 81 der Fünften Durch⸗ 
führungsverordnung in Verbindung mit der genannten Vor⸗ 
ſchrift, fo haben die Deviſenſtellen wie folgt zu verfahren: 


Dem Einſender oder Einbringer der Noten oder Scheide» 
münzen iſt unverzüglich mitzuteilen, daß die Einfuhr der Noten 
oder Scheidemünzen verboten iſt / er iſt aufzufordern, binnen 
einer von der Deviſenſtelle feſtzuſetzenden angemeſſenen Friſt zu 
erklären, ob er die Zurückſendung der Noten oder Scheide⸗ 
münzen oder eine Einzahlung des Betrages auf einem Sorten" 
ſperrkonto bei einem inländiſchen Kreditinſtitut wünſche, und 
gleichzeitig darauf hinzuweiſen, daß eine Einzahlung des Be⸗ 
trages auf ein Hinterlegungskonto bei der Deutſchen Gold⸗ 
diskontbank, Berlin SW 111, erfolgen werde, falls er ſich nicht 
bis zum Ablauf der Friſt für eine der beiden Möglichkeiten ent⸗ 
ſcheide. Wünſcht der Einſender oder Einbringer Rückſendung 
oder Einzahlung auf Sortenſperrkonto, ſo iſt dem Empfänger 
der Noten oder Scheidemünzen oder der Zahlung eine ent- 
ſprechende Genehmigung zu erteilen. Die Genehmigung zur 
Rückſendung von Reichs marknoten iſt, ſoweit nicht beſondere 
Umſtände eine andere Regelung erforderlich machen, mit der 
Maßgabe zu erteilen, daß die Rückſendung der Noten nur in 
derſelben Stückelung erfolgen darf und, ſoweit die Stüdelung 
der eingeführten Noten nicht bekannt iſt, Zehn⸗ und Zwanzig⸗ 
Reichs mark⸗Noten nur in der unbedingt erforderlichen Zahl 
(für Spitzenbeträge) verwandt werden dürfen. In dem Ge⸗ 
nehmigungsbeſcheid iſt darauf hinzuweiſen, daß die Geneh⸗ 
migung nur zur Verſendung der Noten oder Scheidemünzen in 
den in $ 13 Abſ. 4 des DevGeſ. aufgeſtellten Formen berechtigt. 
Entſcheidet fi der Einſender oder Einbringer weder für die 
Rücksendung noch für die Einzahlung auf Sortenſperrkonto, 
ſo iſt die Einzahlung auf ein Hinterlegungskonto bei der 
Deutſchen Golddiskontbank zu genehmigen. Mit eingeführten, 
von der deutſchen Ausgabeſtelle aufgerufenen Noten und 
Scheidemünzen ift entſprechend zu verfahren. Eine Rück⸗ 
ſendung hat in kursfähigen Geldſorten der entſprechenden Art 
zu erfolgen. Von einer Einziehung der Noten oder Scheide ⸗ 
münzen ift grundſätzlich abzuſehen. 


Bei der Anzeige an die Deviſenſtelle iſt der eingegangene 
Betrag nach Noten und Scheidemünzen getrennt anzugeben. 
Bei Beträgen, die dem Empfänger als Inlandzahlung (z. B. 
durch eine Poſtanſtalt des Grenzgebiets) zugegangen ſind, iſt 
im Zweifel davon auszugehen, daß ein nicht durch 10 teilbarer 
Spitzenbetrag in Scheidemünzen, der Hauptbetrag dagegen in 
Reichsmarknoten eingezahlt worden iſt. Bei Noteneingängen 
iſt die Stückelung der Noten anzugeben. In der Anzeige iſt der 
wahre Abſender zu bezeichnen, wenn dem Empfänger bekannt 
iſt, daß der auf der Sendung angegebene Name und die An⸗ 
ſchrift fingiert ſind. 


6. Die Deviſenbanken (auch Poſtſcheckämter) haben, ohne 
daß es einer Anzeige an die Deviſenſtelle bedarf, mit den bei 
ihnen eingeſandten oder eingereichten, dem Annahmeverbot 
unterliegenden Reichsmarknoten oder inländiſchen Scheide⸗ 
münzen in derſelben Weiſe zu verfahren wie die Oeviſenſtellen 
nach der vorſtehenden Ziffer 5 dieſes Abſchnitts, ſoweit nicht 
der Sonderfall des § 1 Abſ. 1 Satz 2 der Dritten Durch» 
führungsverordnung oder des §1 der Fünften Durchführungs⸗ 
verordnung in Verbindung mit der genannten Vorſchrift vor⸗ 
liegt (vgl. die vorſtehende Ziffer 4 dieſes Abſchnitts). Einer 
Genehmigung der Devifenftelle bedarf es nicht (vgl. Ri. II 85), 
eine Rückſendung von Noten und Scheidemünzen iſt ſtets in 
Einſchreibe⸗ oder Wertſendungen mit der Aufſchrift »Deviſen⸗ 
bank« vorzunehmen. 


7. Abgeſehen von dem im Abſchnitt I Ziffer 6 dieſes Rund» 
erlaſſes erwähnten Fall der Einſendung von Reichsmark⸗ 
noten oder inländiſchen Scheidemünzen an ein inländiſches 
Kreditinſtitut mit der Weiſung, ſie zugunſten eines Ausländers 
auf einem Sperrkonto gutzuſchreiben (S 1 Abſ. 1 Satz 2 der 
Dritten Durchführungsverordnung, $ 1 der Fünften Durch⸗ 
führungsverordnung in Verbindung mit der genannten Vor⸗ 
ſchrift), können im Zuſammenhang mit der Einfuhr von 
Neichsmarknoten und inländiſchen Scheidemünzen aus dem 
Ausland Sperrguthaben nach Inkrafttreten der Dritten und 
Fünften Durchführungsverordnung auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften des § 1 Abſ. 3, § 2 Abſ. 2 und 3 der Dritten Durch⸗ 
führungsverordnung und § 1 der Fünften Durchführungs⸗ 
verordnung in Verbindung mit den genannten Vorſchriften 
entſtehen. Alle ſo entſtandenen Sperrguthaben ſind unter dem 
Begriff Sortenſperrguthaben zuſammengefaßt. 


Die Sortenſperrguthaben werden wie Kreditſperrguthaben 
behandelt, mit der weſentlichen Beſonderheit, daß die in Ri. 1155 
für Sperrguthaben des urſprünglichen Gläubigers vorgeſehenen 
Auflöſungsmöglichkeiten für Sortenſperrguthaben ausge⸗ 
ſchloſſen worden ſind. 


Es iſt daher zu unterſcheiden zwiſchen Kreditſperrguthaben 
nach $ 16 DevGef. und Sortenſperrguthaben. Soweit Kredit⸗ 
ſperrguthaben des § 16 DevGeſ. vor dem Inkrafttreten der 
Dritten Durchführungsverordnung bzw. der Fünften Durch⸗ 
führungsverordnung entſtanden ſind, ändert ſich an deren 
Rechtsnatur als Kreditſperrguthaben nichts. Kreditſperrgut⸗ 
haben nach § 16b DevGeſ. konnen künftig nicht mehr ent⸗ 
ſtehen. Dagegen können auch weiterhin noch Kreditſperrgut⸗ 
haben nach $ 16a DevGeſ. zur Entſtehung gelangen. Soweit 
jedoch das Kreditinſtitut weiß oder den Umſtänden nach an⸗ 
nehmen muß, daß die bei ihm eingereichten Reichsmarknoten 
oder inländiſchen Scheidemünzen entgegen dem Reichsmark⸗ 
noten- oder Scheidemünzeneinfuhrverbot eingeführt worden 
find, kommt nur eine Gutſchrift auf Sortenſperrkonto in Be 
tracht. Die Kreditinſtitute werden daher gut daran tun, bei 
Einreichung von Reichsmarknoten oder inländiſchen Scheide⸗ 
münzen durch Ausländer darauf zu achten, ob nicht die Noten 
oder Scheidemünzen erſichtlich aus dem Ausland eingebracht 
worden ſind. 


8. Während die Annahme von Reichsmarknoten und in⸗ 
ländiſchen Scheidemünzen entgegen dem Annahmeverbot des 
82 Abſ. 1 der Dritten Durchführungsverordnung und des 
S 1 der Fünften Durchführungsverordnung in Verbindung 


mit der genannten Vorſchrift feine zivilrechtliche, insbeſondere 
keine ſchuldtilgende Wirkung hat (8 4 Satz! der Dritten Durch⸗ 
führungsverordnung, S 1 der Fünften Durchführungsverord⸗ 
nung in Verbindung mit dieſer Vorſchrift) kommt der Zahlung 
im Falle des § 2 Abſ. 3 der Dritten Durchführungsverordnung 
und des § ] der Fünften Durchführungsverordnung in Ver⸗ 
bindung mit dieſer Vorſchrift ſtets ſchuldtilgende Wirkung zu, 
wenn der Empfänger die Zahlung als Erfüllung angenommen 
hat (84 Satz 2 der Dritten Durchführungs verordnung, 81 
der Fünften Durchführungsverordnung in Verbindung mit 
dieſer Vorſchrift). Hat der Empfänger im Falle des § 2 Abſ. 3 
der Dritten Durchführungsverordnung oder des S 1 der Fünf⸗ 
ten Durchführungsverordnung in Verbindung mit dieſer Vor⸗ 
chrift die Noten oder Scheidemünzen oder die Zahlung vor⸗ 
behaltlos als Erfüllung angenommen, ſo kann eine Rückſendung 
oder Einzahlung nach Abſchnitt II Ziffer 5 dieſes Runderlaſſes 
nicht mehr in Betracht kommen, da hier der Einbringer wegen 
der ſchuldtilgenden Wirkung der Zahlung keine Rechte an den 
Noten oder Scheidemünzen mehr hat. Es iſt jedoch zu beachten, 
daß der Empfänger ſich ſtrafbar macht, wenn er weiß oder den 
Umſtänden nach annehmen muß, daß die als Erfüllung an⸗ 
genommenen Noten oder Scheidemünzen aus dem Ausland 
eingebracht worden ſind auch wird hier regelmäßig von dem 
Einziehungsrecht Gebrauch gemacht werden. 


III. Übergangsbeſtimmungen 


1. Nach Abſchnitt Ib dieſes Runderlaſſes dürfen nach dem 
1. Januar 1937 inländiſche Scheidemünzen im Betrage von 
mehr als 10.2.4 von Inländern nur dann eingebracht werden, 
wenn dieſe den Nachweis erbringen, daß die inländiſchen 
Scheidemünzen im Rahmen der deutſchen Deviſenbeſtimmun⸗ 
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gen in das Ausland überbracht worden ſind. Die hierfür im 


Anſchluß an Einzelgenehmigungen für Geſchäftsreiſen, Dring⸗ 
lichkeitsbeſcheinigungen, Geſchäftsreiſebeſcheinigungen (Grenz- 
übertrittsbeſcheinigungen) und Dienſtreiſebeſcheinigungen vor⸗ 
geſehenen Ausweiſe ſind erſt mit Wirkung vom 15. Januar 1937 
ab auszugeben, um eine einheitliche Ingangſetzung der Rege⸗ 
lung ſicherzuſtellen. Inländiſche Reiſende, die vor dem 15. Ja- 
nuar 1937 auf Grund der genannten Genehmigungen oder 
Beſcheinigungen inländiſche Scheidemünzen über den Betrag 
von 10.24 hinaus ins Ausland überbringen, find danach nicht 
in der Lage, bei der Wiedereinreiſe nach Deutſchland den ge⸗ 
forderten Ausweis über die Wiedereinbringung etwa nicht 
verbrauchter Scheidemünzen im Betrage von mehr als 10 A 
vorzulegen. Die Zollſtellen ſind im Benehmen mit mir von 
dem Herrn Neichsminiſter der Finanzen angewieſen worden, 
dem Rechnung zu tragen, um Unzuträglichkeiten für die in- 
ländiſchen Reiſenden zu vermeiden. Die Notwendigkeit, ſich mit 
einem »Ausweis für die Wiedereinbringung nichtverbrauchter 
deutſcher Hartgeldbeträge nach Deutſchland« zu verſehen, be⸗ 
ſteht danach erſt für ſolche inländiſche Reiſende, die nach dem 
15. Januar 1937 ins Ausland reiſen. 


2. Die Aufzählung der Fälle, in denen Scheidemünzen⸗ 
Beträge bis zu 50% ins Ausland überbracht werden dürfen, 
berückſichtigt nicht mehr die Möglichkeit, auf Grund der In⸗ 
anſpruchnahme einzelner Reiſeverkehrsabkommen (Italien, 
Ungarn, Rumänien, Rußland) einen Barbetrag bis zu RM 
über die Freigrenze hinaus in inländiſchen Scheidemünzen ins 
Ausland zu überbringen, da dieſe Möglichkeit vorausſichtlich 
ſchon in Kürze gegenüber allen Ländern in Fortfall kommen 
wird. Die Zollſtellen find auch in dieſer Richtung mit beſonderen 
Anweiſungen verſehen worden, um Unzuträglichkeiten für in⸗ 
ländiſche Reiſende auszuſchließen. 


In Vertretung Dr. Hartenſtein 
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181/36 D.St. 
86/36 Ve.St. 


Anlage zu Rderl. 


Ausweis 


für die Wiedereinbringung nichtverbrauchter deutſcher Hartgeldbeträge 
nach Deutſchland (iebe Seil! und I) 


gleichzeitig Amwechſlungserklärung 


für die Ummechflung deutſcher Hartgeldbeträge im Ausland zum amtlichen Kurs 
(ſiehe Teil IM). 


I. Von der Devifenftelle auszufüllen: 
Auf Grund der zugehbrigen Genehmigung der Deviſenſtelle in... 


vom 193 Geſchaftszeſchenn mme , iſt = . e 
„ wohnhaff inn m en berechtigt, 
(genaue Anſchrift) 
deutſches Hartgeld bis zum Betrag Do ーー Hel, . D ーーー イア の IE Reichsmark) 
ins Ausland zu überbringen. 
(GR (Unterteeift 


II. Von dem Reifenden vor dem Grenzübertritt auszufüllen und dem Zollbeamten bei der 
Ausreiſe zur Abſtempelung vorzulegen: 


Auf Grund der unter I bezeichneten Genehmigung führe ich bei meiner heutigen Ausreiſe aus Deutſchland 
deutſches Hartgeld im Betrage von (auf einen vollen Markbetrag nach oben abgerundet): 


ä gi (Richtigkeit durch nebenſtehenden 
Nel. ; Stempelbeidruck der Grenzzollſtelle 
5 beſcheinigt) 


作 . ˖· . Reichsmark) 


mit mir. Es iſt mir bekannt, daß Reichsmarknoten in keinem Fall, und deutſche Hartgeldbeträge im allgemeinen 
nur bis zum Betrage von 10%, nach Deutſchland eingebracht werden dürfen. Mir iſt ferner bekannt, daß 
die auf Grund der obengenannten Genehmigung ins Ausland überbrachten und dort nicht verbrauchten Hart⸗ 
geldbeträge, ſoweit ſie ſich nicht im Rahmen des allgemein zur Einfuhr zugelaſſenen Betrages von 10.AM 
halten, nur bei Vorlage dieſes — ordnungsmäßig ausgefüllten und abgeſtempelten — Ausweiſes wieder ein⸗ 
geführt werden können. Ich habe von den unter III wiedergegebenen Beſtimmungen über die Umwechſlung 
deutſcher Hartgeldbeträge im Ausland zum amtlichen Kurs Kenntnis genommen. 


(Raum für Eintragungen der deutſchen Deviſenbank / 
Wechſelſtube über abgegebene Deviſen) 


e 9 


(Unterſchrift) 
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III. Umwechſlungserklärung 


45 f f 181/36 PD. St. i) 
(nach dem Runderlaß der Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung Nr. 56/36 Ue. St. ). 


Kreditinftitut 


Ich erkläre hiermit, daß ich bei dem Reſſebülro 


in CCCP deutſches Hartgeld, das ich auf Grund der unter I. genannten 


Genehmigung ins Ausland überbracht habe, im Betrage von 
人 Reichsmark) 


e e babe umwechſeln laſſen. 


(Unterfehrift des Reisender ) 


Nach Einſichtnahme in den Reiſepaß des Reiſenden wird vermerkt, daß der Reiſepaß die Nummer 


f q Ar 


j _ Krebitinftituts 


ale Reſſebüros ) 


zu laffen, nur Gebrauch machen, wenn er auf einmal ſo viel deutſches Hartgeld umwechſeln läßt, daß ihm bei der Rückreiſe nach Deutſchland 
insgeſamt nicht mehr als 10 verbleiben. Denn er muß, um den amtlichen Kurs in Anrechnung gebracht zu erhalten, dieſen Ausweis 


r zulaſſen und von Reiſenden eingebrachte rt vielfach nur in derſelben 
Währung wieder ausgeführt werden können, hat der Reiſende auch hierauf Bedacht zu nehmen. Die Möglichkeit einer Teilumwechſlung 
zum amtlichen Kurs unter Abgabe von Teilumwechſlungserklärungen kann mit Rückſicht auf die hiermit in anderer Richtung verbundenen 
Unzuträglichkeiten nicht eröffnet werden. 
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Zu den Übergangsbeſtimmungen im Abſchnitt III geitellten Einzelgenehmigung für Geſchäftsreiſen, 
des Nunderlaſſes ordne ich ergänzend folgendes an: | Geſchäftsreiſebeſcheinigung oder Dienſtreiſe⸗ 
Es iſt bis auf weiteres nicht zu beanſtanden, daß In⸗ beſcheinigung in das Ausland ausgeführt worden find. 
länder neben den zuläſſigen 10.2.4 einen weiteren Betrag Wegen der Einbringung von Neichsmarknoten und in⸗ 
an inländiſchen Scheidemünzen bis zu 50 RA einführen, ländiſchen Scheidemünzen durch Überſeereiſende und in⸗ 


和 7 ländiſche Grenzgänger während einer beſtimmten Uber⸗ 

5 n | AO 1 16 5 eine gangszeit hat die Reichsſtelle für Devifenbewirtfehaftung 

1937 an 1275 9 Su 5 Januar den in Betracht kommenden Deviſenſtellen gleichzeitig mit 

2 dem Runderlaß beſondere Anweiſungen zugehen laſſen. Die 

2. wenn aus dem Reiſepaß hervorgeht, daß für dieſe Neiſe Zollſtellen baben bis zum Eingang der von den Präſidenten 

Reiſezahlungsmittel auf Grund der Reiſeabkommen der Landesfinanzämter zu treffenden Anordnungen (vgl. 

mit Italien, Ungarn, Rumänien oder Rußland erworben DerMerkbl. I S. 9 Abſchnitt IA 3) nach den bisherigen Vor⸗ 
worden ſind, ſchriften zu verfahren. 


3. wenn glaubhaft dargetan wird, daß inländiſche Scheide⸗ Die Berichtigung des DevMerkbl. behalte ich mir vor. 
münzen auf Grund einer vor dem 16. Januar 1937 ans。 | NFM. vom 24. Dezember 1936 — 01729 — 1585 II 


I. Zölle und fonftiger Verkehr mit dem Auslande 


Verordnung über Zolländerungen. Vom 23. Dezember 1936) 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten zum Schutze der Wirtſchaft vom 9. März 1932 Vierter Teil 
(Zolländerungen und vorläufige Anwendung zweiſeitiger Wirtſchaftsabkommen) § 1 (Reichsgeſetzbl. I S. 121, 126) 
ſowie auf Grund der Verordnung des Neichspräſtdenten über außerordentliche Zollmaßnahmen vom 18. Januar 1932 
eichsgeſetzbl. I S. 27) ) wird folgendes verordnet: 

91 

Der Zolltarif wird wie folgt geändert: 

1. In der Tarifnr. 1 (Roggen) iſt in der Anmerkung 8 in der Textſpalte anzufügen »„ bis 31. Auguſt 19374 
und der Zollſatz »6« zu ändern in „14. 

2. In der Tarifnr. 2 (Weizen uſw.) iſt in der Anmerkung 5 in der Textſpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 1937 
und der Zollſatz »8,50« zu ändern in »1«. 

3. In der Tarifnr. 3 (Gerſte) ift in der Anmerkung 8 in der Teptſpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 1937« und 
der Zollſaß >6< zu ändern in „14. 

4. In der Tarifnr. 4 (Hafer) iſt in der Anmerkung 8 in der Teptſpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 19374 und 
der Zollſaß „6% zu ändern in >1<， 

5. In der Tarifnr. 7 (Mais und Dari) iſt folgende Anmerkung 8 anzufügen: 


| 8. Der Reichsminiſter der Finanzen ift ermächtigt, für beſondere Fälle Aus⸗ 
| nahmen von dem Zoll für Mais und Dari zu bewilligen. 


6. In der Tarifnr. 48 (Anderes Obſt, getrocknet uſw.) iſt in der Anmerkung zu Abſ. 3 Unterabf. 1 an Stelle 
von „31. Dezember 1936« zu ſetzen „30. Juni 1937. 


7. In der Tarifnr. 49 (Anderes Obſt, gemahlen uſw.) Abſ. 4 (anderes Obſt) iſt: 
a) in der Anmerkung 1 an Stelle von 531. Dezember 19365 zu ſetzen »31. Dezember 1937 
p) in der Anmerkung 2 an Stelle von 31. Dezember 1936« zu ſetzen „30. Juni 1937. 


8. In der Tarifnr. 50 (Bananen uſw.) ſind folgende Anderungen vorzunehmen: 
a) in der Anmerkung 2 iſt an Stelle von »31. Dezember 1936 zu feen: „30. Juni 19377 
b) die Anmerkung 3 erhält folgende Faſſung: 
3. Bananen, geſchält und mit Friſchhaltungsmitteln behandelt, auch in 
breiigem Zuſtande, auch in luftdicht verſchloſſenen Behältniſſen, bis 
„ TVA. ae Fee 2 
9. In der Tarifnr. 104 (Schafe) iſt in der Anmerkung 1 an Stelle von „31. Dezember 1936“ zu ſetzen »31. De- 
zember 1937 «. 
10. In der Tarifnr. 108 (6 uſw.) iſt in den 3 Anmerkungen zu Abf. 1 jeweils an Stelle von »31. De⸗ 
zember 1936« zu ſetzen 31. Dezember 1937. 
11. Hinter der Tarifur. 165 erhält die Anmerkung zu Nr. 162, 164 und 165 unter der Uberſchrift »Anmer⸗ 
kungen zu Nr. 162, 164 und 165. die Bezeichnung >1./ als Anmerkung 2 iſt anzufügen: 
| 2. Der Reichsminiſter der Finanzen iſt ermächtigt, für beſondere Fälle Aus⸗ 
| nahmen von den Zöllen für Müllereierzeugniſſe zu bewilligen. 


9 DR Anz. Nr. 300 vom 24. Dezember 1936 
2) RZBL. 1932 S. 83 
) NSRL. 1932 S. 9 
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12. In der Tarifnr. 166 (Fette Ole) find folgende Anderungen vorzunehmen: 
a) in Abſ. 2 (Leinöl) iſt in der Anmerkung an Stelle von „31. Dezember 1986< zu ſetzen „31. Dezember 19370 


b) die Allgemeine Anmerkung zu Nr. 166 erhält unter der Aberſchrift „Allgemeine Anmerkungen zu Nr. 166.« 
die Bezeichnung „1.4 als Anmerkung 2 iſt anzufügen: 


2. Der Reichsminiſter der Finanzen iſt ermächtigt, für beſondere Fälle Aus- | 
nahmen von den Zöllen für fette Ole zu bewilligen. | 1] 
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Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1937 in Kraft. 
Berlin, 23. Dezember 1936 


Der Neichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


Der Reichsminifter für Ernährung und Land wirtſchaft 
Im Auftrage: Dr. Walter 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung: Poſſe 
2 1405 — 321 II 


Verordnung über Anderung des Warenverzeichniſſes zum Zolltarif, des Teils Ill der Anleitung für 

die Zollabfertigung und der Verordnung über Beſchränkung der Abfertigungsbefugniſſe. 

Vom 24. Dezember 1936 

Auf Grund der Verordnung über Zolländerungen vom 23. Dezember 1936 (Deutſcher Reichsanzeiger und Preußiſcher 
Staatsanzeiger Nr. 300 vom 24. Dezember 1936) ſowie auf Grund des § 12 des Vereinszollgeſetzes vom 1. Juli 1869 
in Verbindung mit S 12 der Reichsabgabenordnung werden die nachſtehend aufgeführten Anderungen des Warenverzeich⸗ 
niſſes zum Zolltarif, des Teils III der Anleitung für die Zollabfertigung und der Verordnung über Beſchränkung der 
Abfertigungsbefugniſſe vom 1. Mai 1930 (Reichsminiſterialbl. S. 370) mit Wirkung vom 1. Januar 1937 an in 


Kraft geſetzt. 
Berlin, 24. Dezember 1936 


Der Neichsminiſter der Finanzen 
Im Auftrage: Ernſt 
Z 1401 一 428 II 


Anderungen des Warenverzeichniſſes zum Zolltarif, des Teils Ill der Anleitung für die 
Zollabfertigung und der Verordnung über Beſchränkung der Abfertigungsbefugniſſe 


— Berichtigungsblätter werden alsbald geliefert — 


J. Warenverzeichnis zum Zolltarif 
(117. Berichtigung der Handausgabe) 


1. In dem Stichwort »Bananen« find folgende Anderungen vorzunehmen: 
a) in der Anmerkung 2 iſt an Stelle von „31. Dezember 19369 zu ſetzen »30. Juni 1937 
b) die Anmerkung 3 erhält folgende Faſſung: 


3. Bananen, geſchält und mit Friſchhaltungsmitteln behandelt, auch 
in breiigem Zustande, auch in luftdicht verſchloſſenen Behältniſſen, 
17777 ĩͤ Lean a ee 


2 
2 


50 Anm. 3 


2. In den nachgenannten Stichworten iſt an den dabei bezeichneten Stellen in der Spalte „Nummer des Zolltarifs⸗ 
jeweils hinter »Anmerkung⸗ einzufügen »14 


„Erdnußöl« Abſ. 3, »ole« Ziffer 1 Bb Abſ. 3, „Rapsöl Abſ. 2, „Ricinusöl« Ziffer 1 Abſ. 3, 
„Rüböl“ Abf. 2, »Sojabohnenöl« Abſ. 3 und »Sonnenblumendl« Abſ. 3. 


3. In dem Stichwort > の < Ziffer 1 iſt in den Anmerkungen 2, 3 und 4 zu 1b 1 jeweils an Stelle von 
531. Dezember 1936“ zu ſetzen „31. Dezember 19374. 
148 
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4. In dem Stichwort »Gerſte« if: 


a) in Abſ. 1 in der Anmerkung 8 in der Textſpalte anzufügen » bis 31. Auguſt 1937 und der Zollſatz 6 
zu ändern in „14 


b) in Abſ. 2 in der Anmerkung in der Textſpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 1937 und der Zollſatz »3« 
zu ändern in »0,50«. 


5. In dem Stichwort »Grünkorn⸗ Abf. 1 iſt in der Anmerkung 4 in der Tertfpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 1937 
und der Zollſatz »8,50« zu ändern in »1. 


6. In dem Stichwort »Hafer« iſt: 


a) in Abſ. 1 in der Anmerkung 8 in der Textſpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 1937 und der Zollſatz »6« 
zu ändern in „1% 


b) in Abſ. 2 in der Anmerkung in der Tertſpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 19374 und der Zollſatz ?号 < 
zu ändern in »0,50«. 


7. In dem Stichwort »Leindl« ift: 
a) in der Anmerkung zu Abſ. 1 an Stelle von »31. Dezember 1936 zu ſetzen »31. Dezember 1937 
p) in Abſ. 2 in der Spalte „Nummer des Zolltarifs« hinter »Anmerkung« einzufügen „14. 


8. In den Stichworten »Mehl« Anmerkung zu 1 und 2 und ⸗Müllereierzeugniſſe« Anmerkung 1 if, jeweils in 
der Klammer hinter dem Worte »Anmerkung« einzufügen „14. 


9. In dem Stichwort »Obſt« iſt: 
a) in der Anmerkung 4 zu 3b 3 Abſ. 1 an Stelle von »31. Dezember 1936« zu ſetzen »30. Juni 1937 
b) in der Anmerkung 2 zu 36 an Stelle von »31. Dezember 1936« zu ſetzen »31. Dezember 19370 
e) in der Anmerkung 3 zu 36 an Stelle von »31. Dezember 1936 zu ſetzen »30. Juni 1937 


10. In dem Stichwort »Obſtpülpe« Abſ. 2 (andere) iſt: 
a) in der Anmerkung 1 an Stelle von „31. Dezember 1936« zu ſetzen »31. Dezember 1937 
b) in der Anmerkung 2 an Stelle von »31. Dezember 1936« zu ſetzen »30. Juni 19374. 


11. In dem Stichwort »Pflaumen« iſt in der Anmerkung 4 zu 2 Abſ. 1 an Stelle von „31. Dezember 1936. 
zu ſetzen »30. Juni 1937. 


12. In dem Stichwort »Roggen« iſt: 


a) in Abſ. 1 in der Anmerkung 8 in der Textſpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 1937« und der Zollſatz »6« 
zu ändern in »14% 


b) in Abſ. 2 in der Anmerkung in der Textſpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 19374 und der Zollſatz >3x 
zu ändern in »0,50«. 


13. In dem Stichwort »Schafe« iſt in der Anmerkung 1 an Stelle von »31. Dezember 1936 zu ſetzen 
„31. Dezember 19374. 


14. In dem Stichwort »Spelz« iſt: 


a) in Abſ. 1 in der Anmerkung 4 in der Textſpalte anzufügen » bis 31. Auguſt 1937 und der Zollſatz »8,50« 
zu ändern in 14% 


b) in Abſ. 2 in der Anmerkung in der Textſpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 1937 und der Zollſatz »4,25 « 
zu ändern in »0,50«. 


15. In dem Stichwort Weizen « ift: 


a) in Abſ. 1 in der Anmerkung 5 in der Textfpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 1937 und der Zollſatz 8,5 0 4 
zu ändern in »14% 


b) in Abſ. 2 in der Anmerkung in der Textſpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 1937 und der Zollſatz „4,25 K 
zu ändern in »0,50«. 


II. Feil Ill der Anleitung für die Zollabfertigung 
(286. Berichtigung der Handausgabe Teil III) 


In Nr. 19 iſt in der Beiſchrift hinter »Zu der Anm. a einzufügen »1«. 
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In. Verordnung über Beſchränkung der Abfertigungsbefugniſſe 
In §! iſt in der lfdn. Nr. 6e tn Spalte 3 an Stelle von »31. Dezember 1936« zu ſetzen »31. Dezember 19374. 


キ 


Aus dem gleichen Anlaß find im Gebrauchszolltarif und in der Anleitung für die Zollabfertigung (Teil II A 2 
und Inhaltsverzeichnis zu Teil III) folgende Anderungen vorzunehmen: 


J. Gebrauchszolltarif 
(122. Berichtigung der Handausgabe) 


J. In der Tarifftelle 1 iſt in der Anmerkung 8 in der Tepxtſpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 1937 und der 
Zollſatz »6« zu ändern in 14. 


2. In der Tarifſtelle 2 iſt in der Anmerkung 5 in der Textſpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 1937 und der 
Zollſatz » 8,50 zu ändern in »1«. 
3. In der Tarifſtelle 3 iſt in der Anmerkung 8 in der Teytfpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 1937“ und der 
Zollſatz »6 zu ändern in »1«. 
4. In der Tarifſtelle 4 iſt in der Anmerkung 8 in der Textſpalte anzufügen », bis 31. Auguſt 1937« und der 
Zollſatz »6 zu ändern in >1<. 
5. In der Tarifſtelle 7 iſt folgende Anmerkung 8 anzufügen: 
8. Der Reichsminiſter der Finanzen iſt ermächtigt, für beſondere Fälle Aus- | 
nahmen von dem Zoll für Mais und Dari zu bewilligen. | 
6. Ju der Tarifſtelle 48 iſt in der Anmerkung 4 zu Abſ. 3 Unterabſ. 1 an Stelle von »31. Dezember 19364 
zu ſetzen »30. Juni 1937. 
7. Ju der Tarifſtelle 49 Abſ. 4 (anderes Obſt) iſt: 
a) in der Anmerkung 1 an Stelle von »31. Dezember 19364 zu ſetzen »31. Dezember 1937 


b) in der Anmerkung 2 an Stelle von „31. Dezember 1936« zu ſetzen »30. Juni 19374. 


J. In der Tarifſtelle 50 ſind folgende Anderungen vorzunehmen: 
a) in der Anmerkung 2 iſt an Stelle von »31. Dezember 1936< zu ſetzen »30. Juni 1937 
p) die Anmerkung 3 erhält folgende Faſſung: 
3. Bananen, geſchält und mit Friſchhaltungsmitteln behandelt, auch 
in breiigem Zuſtande, auch in luftdicht verſchloſſenen Behältniſſen, 
8 810%, J B/ our ah aaa nenn nassen 2 

9. In der Tarifſtelle 104 ift in der Anmerkung 1 an Stelle von »31. Dezember 1936 zu ſetzen »31. Dezember 19374. 
10. In der Tarifſtelle 108 iſt in den drei Anmerkungen zu Abſ. 1 jeweils an Stelle von »31. Dezember 1936. 
zuffegen »31. Dezember 1937. 


11. Hinter der Tarifſtelle 165 erhält die Anmerkung zu Nr. 162, 164 und 165 unter der Überſchrift » Anmerkungen 
zu Nr. 162, 164 und 165. die Bezeichnung 1. als Anmerkung 2 iſt anzufügen: 


2. Der Reichsminiſter der Finanzen iſt ermächtigt, für beſondere Fälle 
Ausnahmen von den Zöllen für Müllereierzeugniſſe zu bewilligen. | | 


12. In der Tarifſtelle 166 find folgende Anderungen vorzunehmen: 
ia) in Abſ. 2 (Leinöl) iſt in der Anmerkung an Stelle von »31. Dezember 1936« zu ſetzen „31. Dezember 19374 


b) die Allgemeine Anmerkung zu Nr. 166 erhält unter der Überſchrift »Allgemeine Anmerkungen zu Nr. 166.4 
die Bezeichnung »1.4« als Anmerkung 2 iſt anzufügen: 


2. Der Reichsminiſter der Finanzen iſt ermächtigt, für beſondere Fälle | 
Ausnahmen von den Zöllen für fette Ole zu bewilligen. | 


II. Anleitung für die Zollabfertigung 


1. In Teil 11A2 (11. Berichtigung der Handausgabe Teil II) iſt in der lfdn. Nr. 6e in Spalte 3 an Stelle von 
„31. Dezember 1936< zu ſetzen »31. Dezember 1937. 


2. In dem Inhaltsverzeichnis zu Teil III iſt in der lfdu. Nr. 19 in der dritten Spalte eingangs hinter »Anm.« 
einzufügen »I. 
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